
ler Bedürfnisse zu schaffen. Nur im Sozialismus könne 
ein gleichberechtigtes, achtungsvolles Verhältnis zwi­
schen den Sexualpartnern bestehen, sei die Intimsphäre 
von sozialem Zwang befreit. Dies verlange aber, das 
Sexualverhalten nicht isoliert als nur biologischen Vor­
gang zu betrachten. Vielmehr müßten die Partner ihr 
Sexualverhalten durch sachkundige, freie Entscheidung 
bewußt in die gesellschaftlichen Beziehungen einord- 
nen. Die relativ hohen Scheidungsziffern in der DDR 
zeigten jedoch, daß viele Ehepartner den höheren mora­
lischen Anforderungen, die in der sozialistischen Gesell­
schaft an eine eheliche Gemeinschaft gestellt werden, 
noch nicht gewachsen seien.
Zum Komplex der moralisch-ethischen Probleme nahm 
auch Frau Prof. Dr. A r e s i n aus der Sicht der Ehe- 
und Sexualberatung Stellung. Sie schilderte aus ihrer 
Praxis Methoden der Einflußnahme auf Ratsuchende 
und betonte, daß es notwendig sei, Konflikte bereits im 
Frühstadium zu lösen. Erfolgsaussichten zu deren Über­
windung bestünden jedoch nur, wenn eine Vertrauens­
basis mit beiden Partnern geschaffen werden kann und 
jeder den Willen zur Beseitigung des Konflikts hat. 
Insbesondere beschäftigte sich Frau Aresin mit den 
Auswirkungen außerehelicher sexueller Kontakte auf 
das Zusammenleben der Partner. Untersuchungen hät­
ten ergeben, daß ein einmaliger außerehelicher Verkehr 
geringere Folgen für die Ehe hat als eine innere Ab­
wendung der Partner voneinander. Der Begriff der ehe­
lichen Treue dürfe deshalb nicht auf die sexuellen Be­
ziehungen reduziert werden, sondern habe das bedin­
gungslose Einstehen der Ehegatten füreinander zum In­
halt.
Dr. sc. S c h n a b l  (Erlabrunn) berichtete über neueste 
Untersuchungsergebnisse bei der Befragung von 3 500 
DDR-Bürgern zu Intimverhalten und Persönlichkeits­
entwicklung. Die Fragen bezogen sich u. a. auf die vor­
eheliche Sexualität, auf Zeitpunkt und Motive des er­
sten Geschlechtsverkehrs, auf seine Auswirkungen auf 
die Persönlichkeitsentwicklung und das gesamte spä­

tere Sexualverhalten. Die Auswertung der Untersuchun­
gen ergab u. a. interessante Zusammenhänge zwischen 
Lebensalter, Bildungsstand, beruflicher Tätigkeit und 
dem Sexualverhalten von Männern und Frauen. Diese 
und andere Faktoren haben maßgeblichen Einfluß auf 
die Häufigkeit des vorehelichen Partnerwechsels und die 
Stabilität ehelicher Bindungen. Eine früh entwickelte 
Fähigkeit zu guter Übereinstimmung in Partnerbezie­
hungen wurde als das beste Mittel zur Vermeidung 
außerehelicher sexueller Kontakte bezeichnet und im­
mer wieder der enge Zusammenhang dieser Fragen mit 
sozialen, traditionellen und vielen anderen Aspekten be­
wiesen.^/ t
Die Diskussion befaßte sich mit praktischen Problemen 
bei der Anwendung des Gesetzes über die Schwanger­
schaftsunterbrechung, mit den Maßstäben für die mora­
lische Bewertung ehelichen Verhaltens und den Mög­
lichkeiten staatlicher Organe und gesellschaftlicher Or­
ganisationen zur Unterstützung junger Ehen, um das 
Entstehen von Konflikten zu vermeiden.
Die Zahl der Teilnehmer an dieser Beratung und das 
rege Interesse rechtfertigen die Feststellung, daß ein 
dringendes Bedürfnis nach weiteren derartigen Ver­
anstaltungen besteht, die künftig noch mehr als Erfah­
rungsaustausch ausgestaltet werden sollten. Außerdem 
müßten einschlägige Forschungsergebnisse aus der So­
wjetunion und anderen sozialistischen Ländern in stär­
kerem Maße ausgewertet werden. Im übrigen erwartet 
das Ministerium der Justiz von den Richtern Themen­
vorschläge für die 4. Veranstaltung, damit diese noch 
besser den Bedürfnissen der Praxis gerecht werden 
kann.
Dr. ILSEMARIE WINKEL und RENATE BÄHNISCH, 
miss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz
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Informationen
Auf Einladung des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
Dr. Toeplitz, weilte in der Zeit vom 31. Oktober bis 
20. November 1972 eine Studiendelegation des Obersten 
Gerichts der Demokratischen Republik Vietnam unter 
Leitung von Vizepräsident Le trung Ha in der DDR.
Die vietnamesischen Juristen machten sich gründlich 
mit der Entwicklung und den Erfahrungen der sozialisti­
schen Rechtspflege in der DDR bekannt. In mehreren 
Fachgesprächen mit den Mitgliedern des Präsidiums des 
Obersten Gerichts informierten sich die Gäste über die 
Prinzipien der Leitung der sozialistischen Rechtspre­
chung.
Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Minister der Justiz, Heusinger, erläuterte den viet­
namesischen Juristen die Aufgaben des Ministeriums 
gegenüber den Bezirks- und Kreisgerichten. Beim Ge­
neralstaatsanwalt der DDR, Dr. Streit, wurden Pro­
bleme des gemeinsamen Kampfes der Rechtspflegeor­
gane gegen die Kriminalität erörtert.
Die Mitglieder der Delegation des Obersten Gerichts 
der DRV studierten die Arbeitsweise der Rechtspflege­
organe in den Bezirken Potsdam, Dresden, Berlin und 
Erfurt. Sie führten freundschaftliche Gespräche mit den 
Werktätigen des Automobilwerkes Eisenach und des 
Kooperationsverbandes Berlstedt (Kreis Weimar) über 
die Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte.
Zu herzlichen Begegnungen zwischen den Juristen der 
DRV und der DDR kam es auf Solidaritätsmeetings 
beim Bezirksgericht Erfurt und beim Obersten Gericht. 
Dabei wurden der Delegation Solidaritätsspenden über­
reicht.
Vizepräsident Le trung Ha würdigte in einem Abschluß­
gespräch mit Präsident Dr. Toeplitz die Begegnungen 
während des Studienaufenthalts der Delegation als Aus­

druck der Solidarität und brüderlichen Verbundenheit 
der DDR mit dem heldenhaften Kampf des vietnamesi­
schen Volkes gegen den USA-Imperialismus.

*
Vom 14. bis 16. November 1972 fand in Berlin die V. Ta­
gung der Direktoren der Institute für Staat und Recht 
der europäischen sozialistischen Länder statt. Die Dele­
gationen wurden geleitet von Prof. Dr. Tschchikwadse 
(Akademie der Wissenschaften der UdSSR), Prof. Dr. Sta- 
low (Bulgarische Akademie der Wissenschaften), Prof. 
Dr. Szabö (Ungarische Akademie der Wissenschaften), 
Prof. Dr. Schüßler (Deutsche Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“). Frof. Dr. Wei­
chelt (Akademie der Wissenschaften der DDR), Prof. 
Dr. Lopatka (Polnische Akademie der Wissenschaften), 
Prof. Dr. Dimitriu (Akademie für soziale und politische 
Wissenschaften der Sozialistischen Republik Rumä­
nien), Prof. Dr. Knapp (Tschechoslowakische Akademie 
der Wissenschaften), Dr. Azud (Slowakische Akademie 
der Wissenschaften).
Im Mittelpunkt der Beratung stand der Meinungsaus­
tausch über die Ergebnisse der wissenschaftlichen For­
schung und über weitere Schritte zur Vertiefung der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Staats- und Rechts­
wissenschaft.
In einem einmütig angenommenen Kommunique wur­
den die Hauptprobleme der mehrseitigen und zweiseiti­
gen Zusammenarbeit fixiert. In der Beratung wurde 
die Notwendigkeit des schöpferischen Herangehens an 
die Untersuchung der Probleme der Entwicklung des 
Staates und des Rechts vom Standpunkt des Marxis­
mus-Leninismus auf der Grundlage der Beschlüsse der 
kommunistischen und Arbeiterparteien der betreffenden 
Länder unterstrichen. Übereinstimmend hoben die Teil-
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